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Niederschrift 
Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses 

 Sitzungstermin: Dienstag, 03.12.2019 
 Sitzungsbeginn: 19:00 Uhr 
 Sitzungsende: 21:00 Uhr 
 Ort, Raum: Bürgersaal des Stadthauses 
 Sitzungsnummer HFA/035/19  
 
 
  

1 Bericht des Magistrats 
  

1.1 Stadtumbau - Zuwendungsbescheid 2019 
  

1.2 Auftragsvergaben durch den Magistrat 
  

1.3 Gerichtsurteil gewerbliche Plakatierung 
  

2 Vorstellung des geplanten Friedhofsentwicklungskonzeptes durch Frau 
Landschaftsarchitektin Anette Ludwig 
Zu diesem Tagesordnungspunkt sind alle Damen und Herren der 
Stadtverordnetenversammlung herzlich eingeladen. 

  

3 Änderung des Flächennutzungsplans für den Bereich des 
Bebauungsplans „Gemeinbedarfsfläche östlich der Ringstraße“ 
Beschlossen durch Magistrat am 13.11.2019 
Vorlage: 0265/S/19 

  

4 Bebauungsplan „Gemeinbedarfsfläche östlich der Ringstraße“ 
Beschlossen durch Magistrat am 13.11.2019 
Vorlage: 0266/S/19 

  

5 Forstbetriebsplanung zum Stichtag 01.01.2019 
Beschlossen durch Magistrat am 13.11.2019 
Vorlage: 0268/S/19 

  

6 Aufhebungssatzung der Straßenbeitragssatzung der Schöfferstadt 
Gernsheim 
Beschlossen durch Magistrat am 13.11.2019 
Vorlage: 0269/S/19 

  

7 Benennung und Entsendung eines Vertreters sowie dessen Stellvertreter 
in die Fluglärmkommission Frankfurt Flughafen 
Beschlossen durch Magistrat am 13.11.2019 
Vorlage: 0273/S/19 

  

8 Bebauungsplan „Wohnanlage östlich der Ringstraße – 2. Abschnitt“ 
Beschlossen durch Magistrat am 13.11.2019 
Vorlage: 0275/S/19 

  

9 Feldwegesatzung der Schöfferstadt Gernsheim 
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Beschlossen durch Magistrat am 13.11.2019 
Vorlage: 0279/S/19 

  

10 1. Änderungssatzung zur Verordnung der Schöfferstadt Gernsheim über 
die Beförderungsentgelte und Beförderungsbedingungen für den 
Gelegenheitsverkehr mit Taxen – Taxentarif – 
Beschlossen durch Magistrat am 13.11.2019 
Vorlage: 0280/S/19 

  

11 Satzung über die Erhebung einer Steuer auf Spielgeräte und auf das 
Spielen um Geld oder Sachwerte im Gebiet der Schöfferstadt Gernsheim 
Beschlossen durch Magistrat am 13.11.2019 sowie 
- Änderungsantrag der SPD-Fraktion vom 16.11.2019. eingegangen am 
18.11.2019, lfd. Nr. 0282/S/19.1 
Vorlage: 0282/S/19 

  

12 Aufhebungssatzung zur Abfallsatzung der Schöfferstadt Gernsheim 
Vorlage: 0287/S/19 

  

13 Festsetzung der Steuerhebesätze für die Grund- und Gewerbesteuer -
Hebesatzsatzung- 
Beschlossen durch Magistrat am 28.11.2019 
Vorlage: 0301/S/19 

  

14 Öffentlich-Rechtliche Vereinbarung über eine gemeinsame 
Holzvermarktung (genannt: „HVO Starkenburg“) der Kommunen 
Heppenheim, Bensheim, Birkenau, Fürth, Gernsheim, Groß-Rohrheim, 
Lampertheim, Lautertal, Lindenfels, Mörlenbach, Rimbach und Biblis 
Vorlage: 0310/S/19 

  

15 Teilnahme am Bundesprogramm Blaues Band 
Prüfantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 24.09.2019, 
eingegangen am 27.09.2019 
Vorlage: 0240/S/19 

  

16 "Illegales Quecksilber im HIM-Ofen" 
Antrag der FDP-Fraktion vom 12.11.2019, eingegangen am 12.11.2019 
- Ergänzungsantrag der SPD-Fraktion vom 14.11.2019, eingegangen am 
18.11.2019, lfd. Nr. 0283/S/19.1 
Aus aktuellem Anlass erklärt sich Herr Weinmann bereit, einen Bericht 
aus der Sitzung des HIM-Umweltbeirates zu geben. 
Vorlage: 0283/S/19 

  

17 Einrichtung einer "Give-Box" in Gernsheim 
Antrag der CDU-Fraktion vom 19.11.2019, eingegangen am 20.11.2019 
Vorlage: 0294/S/19 

  

 
 

Anwesenheit: Siehe beiliegende Teilnehmerliste 
 

 
 Verlauf 
  

 Frau Vorsitzende Draut begrüßt die Anwesenden sowie Herrn Winter von 
der Presse und eröffnet die Sitzung. Die fristgerechte Einladung sowie die 
Beschlussfähigkeit werden festgestellt. Einwände gegen die 
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Tagesordnung werden nicht erhoben. 
  
Frau Vorsitzende stellt fest, dass folgende Damen und Herren 
stimmberechtigt sind: 
 
Für die CDU-Fraktion: Frau Bonifer, Herr Trock, Herr Geiger 
Für die SPD-Fraktion: Frau Draut, Herr Jirele 
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen: Herr Bornhofen 
Für die FDP-Fraktion: Frau Rittberger-Göbler 
 
Herr Bürgermeister Burger stellt folgende Anträge: 
 

 Die Beratung und Beschlussfassung über den Tagesordnungspunkt 
9, Vorlage 0279/S/19 Feldwegesatzung, wird in die Februar-
Sitzungsrunde 2020 verschoben. 
 

 Die Vorlage 0301/S/19, Festsetzung der Steuerhebesätze für die 
Grund- und Gewerbesteuer – Hebesatzung -, wird als 
Dringlichkeitsantrag neu auf die Tagesordnung aufgenommen, 
sodass nach Verabschiedung der Steuerhebesätze im Dezember 
2019 die Steuerbescheide im Januar 2020 verschickt werden 
können. 
 

 Die Vorlage 0310/S/19, Öffentlich-Rechtliche Vereinbarung über 
eine gemeinsame Holzvermarktung (genannt „HVO Starkenburg“) 
der Kommunen Heppenheim, Bensheim, Birkenau, Fürth, 
Gernsheim, Groß-Rohrheim, Lampertheim, Lautertal, Lindenfels, 
Mörlenbach, Rimbach und Biblis, wird als Dringlichkeitsantrag neu 
auf die Tagesordnung aufgenommen, da die Verwaltung am 
03.12.2019 die Informationen durch das Regierungspräsidium 
erhielt, dass ein Beschluss der Stadtverordnetenversammlung 
herbeigeführt werden muss. 
 
 

ABSTIMMUNGSERGEBNIS: Zustimmung 
 

Ja-Stimmen : einstimmig 
Nein-Stimmen : - 
Enthaltung : - 
 
Die Vorlage 0301/S/19 wird als TOP 13 neu und die Vorlage 0310/S/19 
wird als TOP 14 neu auf die Tagesordnung genommen 
 
Herr Stadtverordnetenvorsteher Kaspar weist darauf hin, dass TOP 15, 
Vorlage 0240/S/19, Teilnahme am Bundesprogramm Blaues Band, durch 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen bis auf Weiteres verschoben wurde. 
Zu TOP 16, Vorlage 0283/S/19, Illegales Quecksilber im HIM-Ofen, verliest 
Herr Stadtverordnetenvorsteher Kaspar eine E-Mail von Herrn Kummetat, 
in der die Vorlage in die nächste Sitzungsrunde verschoben wird.  
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1 Bericht des Magistrats 
  

  
1.1 Stadtumbau - Zuwendungsbescheid 2019 
  

 
Im Rahmen des Förderprogramms „Stadtumbau in Hessen“ ist am 
04.11.2019 ein Zuwendungsbescheid der Wirtschafts- und 
Infrastrukturbank Hessen für das Jahr 2019 bei der Schöfferstadt 
eingegangen. 

Für das Jahr 2019 wurden Fördermittel in Höhe von 802.000 Euro 
bewilligt. Die Stadt Gernsheim beteiligt sich mit 698.000 Euro, so dass ein 
Gesamtvolumen in Höhe von 1.500.000 Euro zur Verfügung steht. 

Im Förderprogramm wurden folgende neue Einzelmaßnahmen beantragt: 

Neugestaltung Parkplatz am Friedhof, Neuordnung Hafenparkplätze, 
Profilierung Schöfferplatz, Aufwertung Hafenspitze und 
Rheinprommenade. Diese Einzelmaßnahmen sind im ISEK (Integriertes 
städtebauliches Entwicklungskonzept) enthalten.  
 

 

 

1.2 Auftragsvergaben durch den Magistrat 
  

 Herr Bürgermeister Burger informiert über folgende Auftragserteilungen 
durch den Magistrat: 
 
Kläranlage – maschinentechnische Ertüchtigung des Sandwäschers 
Der Magistrat erteilte am 30.10.2019 den Auftrag zur Lieferung und 
Montage eines Sandwäschers und eines Druckluftheber-Verdichters auf 
der Kläranlage Gernsheim zum Preis von 72.392,46 EUR einschl. 
Mehrwertsteuer. 
 
Im zweiten Schritt zur Ertüchtigung der Sandfangaufbereitungsanlage, 
erteilte der Magistrat am 13.11.2019 den Auftrag zur Lieferung und 
Montage eines Rolltors zum Einbau in das Rechengebäude auf der 
Kläranlage Gernsheim zum Preis von 26.447,75 EUR einschl. 
Mehrwertsteuer. 
 
Die erforderlichen Mittel stehen unter dem Produkt 53801 
(Abwasserbeseitigung) in I-53801045 (Erneuerung Sandfang) zur 
Verfügung. 
 
 
Radweg entlang der Landesstraße L3361 
Der Magistrat beschloss am 13.11.2019, den kommunalen Grasweg 
entlang der Landesstraße L3361 zwischen der Gemarkungsgrenze 
Biebesheim am Rhein und dem Radweg entlang der B426 in Richtung 
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Pfungstadt zum Rad- und landwirtschaftlich genutzten Weg umbauen zu 
lassen.  
 
Die Kosten für die Planung werden von der Gemeinde Biebesheim und die 
Kosten für den Umbau vom Land Hessen übernommen. 
 
 
Abschluss Vereinbarung einer Trinkwassernotversorgung im Kreis 
Groß-Gerau 
Der Magistrat beschloss am 13.11.2019, mit der Unteren 
Katastrophenschutzbehörde des Kreises Groß-Gerau eine Vereinbarung 
zur Sicherstellung von Trinkwasser im Falle einer Trinkwasser-
Notversorgung im Kreis Groß-Gerau (Sicherstellungsvereinbarung) zum 
01.06.2020 abzuschließen. Dem Kreis ist hierfür ein Förderbrunnen zur 
Nutzung und Einrichtung zur Verfügung zu stellen. Die Umbaukosten trägt 
die Untere Katastrophenschutzbehörde. 
 
 
Vergabe Planungsleistungen Umgestaltung Hafenspitze 
Der Magistrat der Schöfferstadt Gernsheim beschloss am 28.11.2019 die 
Vergabe von Planungsleistungen zur Umgestaltung der Hafenspitze zum 
Preis von 204.125,86 € brutto. Hierin enthalten ist die Objektplanung des 
Realisierungsbereiches (Rheinufer mit Terrassen) sowie die Vor- bzw. 
Entwurfsplanung der Hafenspitze (Ideenbereich). Aufgrund der 
Komplexität der Planungsaufgabe ist es erforderlich und sinnvoll, bei der 
Planung die gesamte Hafenspitze mit einzubeziehen, um gestalterische 
als auch infrastrukturelle Schnittstellen zu lösen. 

 
Verpachtung Gaststätte Bürgerhaus Allmendfeld 
Der Magistrat stimmte am 28.11.2019 einer Neuverpachtung des 
Gastronomiebereichs im Bürgerhaus Allmendfeld einschließlich der 
Fremdenzimmer mit Wirkung zum 01.01.2020 zu. Der neue Pächter 
beabsichtigt, das Bürgerhaus mit einer deutschen, italienischen, 
pakistanischen Küche zu betreiben, ein Mitnahmeangebot einzurichten 
und einen Lieferdienst anzubieten. 
 
 
Befliegung Stadtgebiet  
Der Magistrat erteilte am 28.11.2019 den Auftrag zur Befliegung des 
Gernsheimer Stadtgebiets in Höhe von 24.150,00 EUR inkl. 
Mehrwertsteuer zur Neuerhebung der versiegelten Flächen. Die 
Befliegung erfolgt mit einem Flugzeug. Hintergrund für diese Neuerhebung 
ist die Aktualisierung der Entwässerungssatzung im Jahr 2022 anhand der 
Mustersatzung der kommunalen Spitzenverbände, die die 
Geltendmachung von teilversiegelten Flächen für Grundstückseigentümer 
vorsieht. Die letzte flächendeckende Datenerhebung liegt 17 Jahre zurück. 
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1.3 Gerichtsurteil gewerbliche Plakatierung 
  
 Am 15.11.2019 erhielt die Schöfferstadt Gernsheim die Entscheidung des 

Verwaltungsgerichts Darmstadt in Sachen gewerbliche Plakatierung. In 
dieser Entscheidung wurde deutlich, dass die Sondernutzungssatzung 
zwar formell korrekt ist, aber in § 5 Nr. 1 und Nr. 2 gegen den Grundsatz 
der Gleichbehandlung nach Artikel 3 Absatz 1 des Grundgesetzes 
verstößt.  
 
Die Sondernutzungssatzung wird seitens des Ordnungsamtes überarbeitet 
und zur Beschlussfassung den Mitgliedern der 
Stadtverordnetenversammlung vorgelegt. 
 
Bis dahin werden Anträge auf Sondernutzungserlaubnis im Rahmen der 
weiteren Beschränkungen der Sondernutzungssatzung für jede 
Veranstaltung und jeden Antragssteller genehmigt werden.  
 

  

2 Vorstellung des geplanten Friedhofsentwicklungskonzeptes durch 
Frau Landschaftsarchitektin Anette Ludwig 
Zu diesem Tagesordnungspunkt sind alle Damen und Herren der 
Stadtverordnetenversammlung herzlich eingeladen. 

  
 Frau Landschaftsarchitektin Anette Ludwig stellt anhand einer Powerpoint-

Präsentation das Friedhofsentwicklungskonzept für den Friedhof 
Gernsheim vor. Im Anschluss an den Vortrag stehen Frau Ludwig und 
Frau Koch von der Verwaltung zur Beantwortung der Fragen zur 
Verfügung. 
 
Die Präsentation ist dem Protokoll als Anlage beigefügt und wird Herrn 
Stadtverordnetenvorsteher Kaspar, den Fraktionsvorsitzenden sowie den 
Herren Stadtverordneten Diller und Bolenz per Mail zur Verfügung gestellt. 
 

  
3 Änderung des Flächennutzungsplans für den Bereich des 

Bebauungsplans „Gemeinbedarfsfläche östlich der Ringstraße“ 
Beschlossen durch Magistrat am 13.11.2019 
Vorlage: 0265/S/19 

  
 Die Ausschussvorsitzende, Frau Draut, weist auf bestehende 

Interessenkollisionen hin. Daraufhin verlässt Herr Erster Stadtrat Adler den 
Sitzungsraum.  
 

 BESCHLUSS: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Schöfferstadt Gernsheim 
beschließt: 
 

1. Die Aufstellung der o.g. Änderung des Flächennutzungsplans 
gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB). 
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2. Die Beteiligungsverfahren nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 
Baugesetzbuch (BauGB) sind einzuleiten. 
 

Der Aufstellungsbeschluss ist ortsüblich bekannt zu machen.  
 

 ABSTIMMUNGSERGEBNIS: Zustimmung 
 
Ja-Stimmen : einstimmig 
Nein-Stimmen : - 
Enthaltung : - 
 
 

4 Bebauungsplan „Gemeinbedarfsfläche östlich der Ringstraße“ 
Beschlossen durch Magistrat am 13.11.2019 
Vorlage: 0266/S/19 

  
 Aufgrund von Interessenkollision befindet sich Herr Erster Stadtrat Adler 

weiterhin nicht im Sitzungsraum. 
 
 

 BESCHLUSS: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Schöfferstadt Gernsheim 
beschließt: 
 

3. Die Aufstellung des o.g. Bebauungsplans gemäß § 2 Abs. 1 
Baugesetzbuch (BauGB). Der Bebauungsplan erhält die 
Bezeichnung „Gemeinbedarfsfläche östlich der Ringstraße“. 

4. Die Beteiligungsverfahren nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 
Baugesetzbuch (BauGB) sind einzuleiten. 

5. Der Aufstellungsbeschluss ist ortsüblich bekannt zu machen. 
 
 

 ABSTIMMUNGSERGEBNIS: Zustimmung 
 
Ja-Stimmen : einstimmig 
Nein-Stimmen : - 
Enthaltung : - 
 
Herr Erster Stadtrat Adler nimmt wieder an der Sitzung teil.  
 
 

5 Forstbetriebsplanung zum Stichtag 01.01.2019 
Beschlossen durch Magistrat am 13.11.2019 
Vorlage: 0268/S/19 

  
  
 BESCHLUSS: 

 
Die Stadtverordnetenversammlung stimmt der beiliegenden 
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Forstbetriebsplanung zum Stichtag 01.01.2019 zu. Die 
Forstbetriebsplanung ist fortan für 10 Jahre gültig. Die Mittel für die 
Planungskosten stehen im Haushaltsplan über das Produkt 55502 zur 
Verfügung.  
 
 

 ABSTIMMUNGSERGEBNIS: Zustimmung 
 
Ja-Stimmen : einstimmig 
Nein-Stimmen : - 
Enthaltung : - 
 
 

6 Aufhebungssatzung der Straßenbeitragssatzung der Schöfferstadt 
Gernsheim 
Beschlossen durch Magistrat am 13.11.2019 
Vorlage: 0269/S/19 

  
 Frau Vorsitzende Draut weist auf bestehende Interessenkollisionen hin. 

Daraufhin verlassen Herr Stadtverordnetenvorsteher Kaspar, Herr 
Bürgermeister Burger, Herr Stadtrat Jung und Herr Stadtverordnete Bayer 
den Sitzungsraum. 
 

 BESCHLUSS: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung stimmt der Satzung über die 
Aufhebung der Straßenbeitragssatzung der Schöfferstadt Gernsheim in 
der beiliegenden Fassung zu.  
Die Aufhebungssatzung der Schöfferstadt Gernsheim tritt rückwirkend zum 
07.06.2018 in Kraft.  
 

 ABSTIMMUNGSERGEBNIS: Zustimmung 
 
Ja-Stimmen : 6 (3 CDU, 2 SPD, 1 FDP) 
Nein-Stimmen : 1 (Bündnis 90/Die Grünen) 
Enthaltung : - 
 
Herr Stadtverordnetenvorsteher Kaspar, Herr Bürgermeister Burger, Herr 
Stadtrat Jung und Herr Stadtverordneter Bayer nehmen wieder an der 
Sitzung teil.  
 
 

7 Benennung und Entsendung eines Vertreters sowie dessen 
Stellvertreter in die Fluglärmkommission Frankfurt Flughafen 
Beschlossen durch Magistrat am 13.11.2019 
Vorlage: 0273/S/19 

  
 Frau Vorsitzende Draut erklärt, dass die Abstimmung in der 

Stadtverordnetenversammlung am 12.12.2019 erfolgt. 
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Herr Jirele bittet um einen jährlichen Bericht über die Sitzungen der 
Fluglärmkommission. Dem wird einvernehmlich zugestimmt.  
 

 BESCHLUSS: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die erneute Benennung und 
Entsendung von Herrn Bürgermeister Peter Burger als Vertreter sowie 
Herrn Ersten Stadtrat Heinrich Adler als dessen Stellvertreter für die 
nächste vierjährige Berufungsperiode ab dem 01.01.2020 in die 
Kommission zur Abwehr des Fluglärms für den Flughafen Frankfurt Main. 
 
 

  
8 Bebauungsplan „Wohnanlage östlich der Ringstraße – 2. Abschnitt“ 

Beschlossen durch Magistrat am 13.11.2019 
Vorlage: 0275/S/19 

  
 Frau Vorsitzende Draut weist auf bestehende Interessenkollisionen hin. 

Herr Erster Stadtrat Adler verlässt den Sitzungsraum. 
 
 

 BESCHLUSS: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Schöfferstadt Gernsheim 
beschließt: 
 

6. Im Rahmen der Beteiligungsverfahren gemäß § 3 Abs. 2 und § 
4 Abs. 2 BauGB (Baugesetzbuch) i.V.m. § 13 BauGB sind keine 
Stellungnahmen mit Anregungen oder Hinweisen eingegangen. 

7. Der Bebauungsplan wird gemäß § 10 BauGB sowie § 9 Abs. 4 
BauGB i.V.m § 5 HGO also Satzung beschlossen und die 
Begründung hierzu festgestellt. 

8. Der Bebauungsplan wird gem. § 10 BauGB in Kraft gesetzt. 
 
 

 ABSTIMMUNGSERGEBNIS: Zustimmung 
 
Ja-Stimmen : einstimmig 
Nein-Stimmen : - 
Enthaltung : - 
 
Herr Erster Stadtrat Adler nimmt wieder an der Sitzung teil.  
 
 

9 Feldwegesatzung der Schöfferstadt Gernsheim 
Beschlossen durch Magistrat am 13.11.2019 
Vorlage: 0279/S/19 

  
 Die Beratung und Beschlussfassung über den Tagesordnungspunkt 9, 

Vorlage 0279/S/19 Feldwegesatzung, wurde bereits zu Beginn der Sitzung 



  Ausdruck vom: 19.12.2019 
  Seite: 10/14 

 

auf Antrag von Herrn Bürgermeister Burger in die Februar-Sitzungsrunde 
2020 verschoben. 
 

  
10 1. Änderungssatzung zur Verordnung der Schöfferstadt Gernsheim 

über die Beförderungsentgelte und Beförderungsbedingungen für 
den Gelegenheitsverkehr mit Taxen – Taxentarif – 
Beschlossen durch Magistrat am 13.11.2019 
Vorlage: 0280/S/19 

  
  
 BESCHLUSS: 

 
Die Stadtverordnetenversammlung der Schöfferstadt Gernsheim 
beschließt die als Anlage beigefügte 1. Änderungssatzung zur Verordnung 
der Schöfferstadt Gernsheim über die Beförderungsentgelte und 
Beförderungsbedingungen für den Gelegenheitsverkehr mit Taxen – 
Taxentarif –. 
 

 ABSTIMMUNGSERGEBNIS: Zustimmung 
 
Ja-Stimmen : einstimmig 
Nein-Stimmen : - 
Enthaltung : - 
 
 

11 Satzung über die Erhebung einer Steuer auf Spielgeräte und auf das 
Spielen um Geld oder Sachwerte im Gebiet der Schöfferstadt 
Gernsheim 
Beschlossen durch Magistrat am 13.11.2019 sowie 
- Änderungsantrag der SPD-Fraktion vom 16.11.2019. eingegangen  
  am 18.11.2019, lfd. Nr. 0282/S/19.1 
Vorlage: 0282/S/19 

  
 Seitens der SPD-Fraktion wird folgender Änderungsantrag vorgelegt:  

 
„Der in der Neufassung der Satzung über die Erhebung einer Steuer auf 
Spielgeräte und auf das Spielen um Geld oder Sachwerte (SpappStS) 
festgelegte Steuersatz für Spielapparate mit Gewinnmöglichkeiten soll auf 
20 v.H. der Bruttokasse festgelegt werden.“  
 

 BESCHLUSS: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Neufassung der Satzung 
über die Erhebung einer Steuer auf Spielgeräte und auf das Spielen um 
Geld oder Sachwerte im Gebiet der Schöfferstadt Gernsheim (SpappStS) 
zum 01.01.2020. 
 
 

 ABSTIMMUNGSERGEBNIS zum Änderungsantrag, Nr. 0282/S/19.1: 
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Zustimmung 
 
Ja-Stimmen : einstimmig 
Nein-Stimmen : - 
Enthaltung : - 
 
 
ABSTIMMUNGSERGEBNIS zur Vorlage 0282/S/19: Zustimmung 
 
Ja-Stimmen : einstimmig 
Nein-Stimmen : - 
Enthaltung : - 
 
 

12 Aufhebungssatzung zur Abfallsatzung der Schöfferstadt Gernsheim 
Vorlage: 0287/S/19 

  
 BESCHLUSS: 

 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Aufhebungssatzung zur 
Abfallsatzung der Schöfferstadt Gernsheim zum 01.01.2020. 
 
 

 ABSTIMMUNGSERGEBNIS: Zustimmung 
 
Ja-Stimmen : einstimmig 
Nein-Stimmen : - 
Enthaltung : - 
 
 

13 Festsetzung der Steuerhebesätze für die Grund- und Gewerbesteuer -
Hebesatzsatzung- 
Beschlossen durch Magistrat am 28.11.2019 
Vorlage: 0301/S/19 

  
 Herr Bürgermeister Burger erläutert, dass aufgrund des ausgeglichenen 

Haushaltsentwurfs die Steuerhebesätze nicht angehoben werden müssen. 
Nach erfolgter Beschlussfassung können die Steuerbescheide seitens der 
Verwaltung fristgemäß im Januar 2020 erstellt werden.  
 

 BESCHLUSS: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt den beiliegenden Entwurf 
einer Satzung über die Festsetzung der Steuerhebesätze für die Grund- und 
Gewerbesteuer -Hebesatzsatzung-. 
 
Die Hebesatzsatzung gilt für das Haushaltsjahr 2020.  
 
 

 ABSTIMMUNGSERGEBNIS: Zustimmung 
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Ja-Stimmen : einstimmig 
Nein-Stimmen : - 
Enthaltung : - 
 
 

14 Öffentlich-Rechtliche Vereinbarung über eine gemeinsame 
Holzvermarktung (genannt: „HVO Starkenburg“) der Kommunen 
Heppenheim, Bensheim, Birkenau, Fürth, Gernsheim, Groß-
Rohrheim, Lampertheim, Lautertal, Lindenfels, Mörlenbach, Rimbach 
und Biblis 
Vorlage: 0310/S/19 

  
 Herr Bürgermeister Burger erläutert, dass die Verwaltung am 03.12.2019 

die Informationen vom Regierungspräsidium erhielt, dass ein Beschluss 
der Stadtverordnetenversammlung zum Abschluss der Vereinbarung nötig 
ist. Somit wurde die Vorlage 0310/S/19 zu Beginn der Sitzung über einen 
Dringlichkeitsantrag des Bürgermeisters auf die Tagesordnung gesetzt. 
 

 BESCHLUSS: 
 
Der Magistrat stimmt der in der Anlage beigefügten Öffentlich-Rechtlichen 
Vereinbarung über die gemeinsame Holzvermarktung mit den 
angegebenen Kommunen zu. 
 
 

 ABSTIMMUNGSERGEBNIS: Zustimmung 
 
Ja-Stimmen : 6 (3 CDU, 2 SPD, 1 FDP) 
Nein-Stimmen : - 
Enthaltung : 1 (Bündnis 90/Die Grünen)  
 

15 Teilnahme am Bundesprogramm Blaues Band 
Prüfantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 24.09.2019, 
eingegangen am 27.09.2019 
Vorlage: 0240/S/19 

  
 Der Prüfantrag wurde von Herrn Piscopia für die Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen mit Mail vom 26.11.2019 bis auf Weiteres zurück gestellt und wird 
von der Fraktion zu einem späteren Zeitpunkt wieder in den 
Geschäftsgang eingebracht.  
 

  
16 "Illegales Quecksilber im HIM-Ofen" 

Antrag der FDP-Fraktion vom 12.11.2019, eingegangen am 12.11.2019 
- Ergänzungsantrag der SPD-Fraktion vom 14.11.2019, eingegangen 
am 18.11.2019, lfd. Nr. 0283/S/19.1 
Aus aktuellem Anlass erklärt sich Herr Weinmann bereit, einen 
Bericht aus der Sitzung des HIM-Umweltbeirates zu geben. 
Vorlage: 0283/S/19 
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 Seitens der FDP-Fraktion wird folgender Antrag vorgelegt: 
 
„Diesem Antrag liegt ein Artikel im "Ried-Echo" vom 01.11.2019 zugrunde 
(sh. Anlage). Unter dem Titel "Illegales Quecksilber im HIM-Ofen" berichtet 
die Zeitung über einen Störfall bei der Hessischen Industriemüll GmbH 
(HIM) in Biebesheim, wonach es in der Anlage im Zeitraum vom 01. – 05. 
September 2019 zu einer 152-maligen Überschreitung des Halbstunden-
Mittelwertes gekommen ist, bei dem ca. 400 Gramm Quecksilber in die 
Umwelt gelangten. 
Da die Stadt Gernsheim (Magistrat und Bürgermeister) weder von der HIM 
noch von der Aufsichtsbehörde -Regierungspräsidium Darmstadt- offiziell 
darüber informiert wurden, stellt die FDP-Fraktion diesen Antrag, den 
entstandenen Schaden zum Nachteil der Bevölkerung und der Umwelt 
feststellen zu lassen und um diese wie auch vergleichbare Gefahren 
zukünftig weitestgehend auszuschließen zu können. 
 
1. Der Magistrat wird gebeten, den Regierungspräsidenten Darmstadt 
aufzufordern, als dienstaufsichtsführende Behörde über den Vorfall zu 
berichten und die genaue Zeitabfolge der Ereignisse zu schildern. Auch 
möge der RP darüber berichten, welche Maßnahmen in diesem 
Zusammenhang getroffen wurden bzw. noch zu erwarten sind. Dabei 
interessieren insbesondere mögliche bei der Bevölkerung zu erwartende 
Langzeitschäden. 
2. Davon ausgehend, dass die in dem genannten Zeitungsartikel 
gemachten Feststellungen und Hinweise höchstwahrscheinlich 
Straftatbestände zu Lasten der Stadt Gernsheim im Allgemeinen und der 
Bevölkerung im Besonderen beinhalten, ist davon auszugehen, dass 
Strafantrag gegen Unbekannt gestellt worden ist.“ 
 
Seitens der SPD-Fraktion wird folgender Ergänzungsantrag (Vorlage 
0283/S/19.1) vorgelegt: 
 
„Die SPD-Fraktion beantragt und bittet die Stadtverordnetenversammlung 
zu beschließen: 
 
In einer der nächsten Sitzungen des Ausschusses für Umwelt, Land- und 
Forstwirtschaft wird Herr Ernst Weinmann gebeten, über die letzte Sitzung 
des HIM-Umweltbeirates ausführlich zu berichten.“ 
 
 
 
Der Antrag wurde von Herrn Kummetat für die FDP-Fraktion mit Mail vom 
03.13.2019 auf die nächste Sitzungsrunde verschoben.  
 
Da Herr Weinmann an der heutigen Sitzung krankheitsbedingt nicht 
anwesend ist, wird der Bericht aus dem HIM-Umweltbeirat ebenfalls 
verschoben.  
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17 Einrichtung einer "Give-Box" in Gernsheim 
Antrag der CDU-Fraktion vom 19.11.2019, eingegangen am 20.11.2019 
Vorlage: 0294/S/19 

  
 Seitens der CDU-Fraktion wird folgender Prüfantrag vorgelegt: 

 
„Der Magistrat der Schöfferstadt Gernsheim wird gebeten zu prüfen: 
 
1. Mit welchen Kosten bei der Einrichtung einer "Give-Box" zu rechnen ist. 
2. Welcher Standort dafür geeignet sein könnte. 
3. Wer für eine Betreuung einer solchen Box in Frage kommen könnte.“ 
 

  

 ABSTIMMUNGSERGEBNIS: Zustimmung 
 
Ja-Stimmen : 6 (3 CDU, 2 SPD, 1 Bündnis 90/Die Grünen) 
Nein-Stimmen : - 
Enthaltung : 1 (FDP)  
 

 

 Gelesen, genehmigt und unterschrieben 
 
 
  Vorsitzende 
 
 
Schriftführerin 
hü 
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